
region.land. BaZ  |  Freitag, 12. März 2010  |  Seite 31

Erfolgreicher Zwischensprint der Biker
Der Landrat überweist die Petition von Swiss Cycling trotz inhaltlicher Vorbehalte

GEORG SCHMIDT

Alle Waldwege für die Biker 
öffnen – dieses Kernanliegen 
der Biker-Petition trifft im 
Landrat auf einige Skepsis. 

Bei 52 Ja- zu 26 Neinstim-
men wurde eine Petition von 
Swiss Cycling, welche den Bi-
kern alle ö!entlichen Wege und 
Pfade in den Wäldern zugäng-
lich machen will, mit einem or-
dentlichen Ergebnis an den Re-
gierungsrat überwiesen. Das 
Resultat täuscht aber darüber 
hinweg, dass in der Diskussion 
viele Vorbehalte gegenüber dem 
Anliegen der Biker laut wurden, 
welche 2100 Unterschriften zu-
wege brachten.

Es gab auch keinen Votan-
ten, der sich vehement für die 
Biker ins Zeug legte. Am ehesten 
zeigte sich Stephan Grossenba-
cher (Grüne) den Single-Trail-
Fahrern verbunden: Es habe 
noch nie einen meldepflichtigen 
Unfall gegeben, sagt er zum Pro-
blem der Biker, welche den Wald 
schon heute «intensiv, aber un-
reguliert» nützten. «Es braucht 
eine Lösung für alle Waldbenüt-
zer», sagte auch Bruno Bau-
mann namens der SP. Und Rita 
Bachmann (CVP) sagte, das 
Konfliktpotenzial könne oft 
durch kleine Dinge – etwa eine 
Glocke an der Lenkstange – ent-
schärft werden.

EIGENTUMSRECHTE. Kritischer 
tönte es bei der SVP, welche sich 
als einzige Fraktion gegen die 
Überweisung stellte, und bei 
der FDP: Deren Sprecherin 
Christa Oestreicher sagt, es wer-
de wohl beim Wunsch bleiben, 
alle Waldwege für die Radfahrer 
zu ö!nen. Der Wald solle nicht 
zum Funpark werden. Wenn die 

FDP-Fraktion auch mehrheitlich 
für Überweisung sei, so müssten 
doch die Eigentumsrechte der 
Waldbesitzer gebührend be-
rücksichtigt werden. Diese Ei-
gentumsrechte sprach auch 
Georges Thüring (SVP) an: «Wir 

werden uns mit allen verfügba-
ren Mitteln gegen eine Aufwei-
chung des Waldgesetzes einset-
zen», sagt Thüring, der auch 
Präsident des Komitees Pro 
Wald ist.

Seine Fraktionskollegin Ros-
marie Brunner sagte, eine SVP-
Minderheit sei für Überweisung, 
obwohl man eine Ö!nung aller 
Waldwege für «verheerend» 
halte. Lokale Probleme müssten 
lokal gelöst werden, begründete 
Peter Schafroth das Nein einer 
FDP-Minderheit zur Überwei-
sung – er spielte damit auf die 
Gemeinde Arles heim an, wo Bi-

ker und Behörden keine Annä-
herung zustande brachten, was 
Auslöser für die Petition war.

BREITER KONTEXT. Der Landrat 
folgte mit der Überweisung sei-
ner Petitionskommission. Der 
Regierungsrat solle die Anlie-
gen der Biker bei seiner Bericht-
erstattung in einem «breiteren 
Kontext» ansehen, umriss Aga-
the Schuler (CVP) die Position 
der Kommission – die Bedürf-
nisse der Waldeigentümer, der 
Gemeinden, der übrigen Wald-
benützer sowie die Anliegen des 
Naturschutzes müssen also 

ebenfalls in die Berichterstat-
tung einfliessen. Kantonale und 
Bundesgesetze hätten dabei den 
Hintergrund zu bilden.

Gekoppelt mit der Petition 
wurde auch ein Postulat von Fe-
lix Keller (CVP) überwiesen, das 
ein «Konzept für eine Nutzung 
von Wald und Flur» fordert – 
dies mit 45 Ja- und 32 Neinstim-
men. Es soll alle Outdoor-Sport-
arten einbeziehen, sagte Keller. 
Eine SP-Minderheit wandte sich 
gegen den Vorstoss, weil er «ein-
seitig die Nutzerseite, aber nicht 
die Schutzanliegen der Natur» 
anspreche, sagte Ueli Halder.

Über Stock und Stein. Die Regierung muss aufzeigen, welche Rechte die Biker in den Baselbieter Wäldern haben sollen. Foto istockphoto
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5,1 Millionen für 
Asbestsanierung 

LIESTAL. Der Landrat hat für 
die Innensanierung des Haupt-
trakts des Gymnasiums Liestal 
5,1 Millionen Franken geneh-
migt. Er stimmte der Kredit-
vorlage am Donnerstag ohne 
Gegenstimme zu. Die Innensa-
nierung kann nun mit der 
schon laufenden Aussensanie-
rung verbunden werden. Das 
erlaubt laut der Regierung 
Kosteneinsparungen. Ur-
sprünglich war sie für später 
geplant. Verschärfte Richtlini-
en des Bundes zur Asbestsa-
nierung machten ein Vorziehen 
aber sinnvoll. Zudem soll auch 
die Erdbebensicherheit ver-
bessert werden. SDA

Ja zur bikantonalen 
ÖV-Abgeltung 
LIESTAL. Der Landrat hat die 
Abrechnung für den Tram- und 
Busverkehr zwischen Basel-
land und Basel-Stadt für das 
Jahr 2008 genehmigt. Dem-
nach übernimmt der Kanton 
Baselland insgesamt 3,8 Milli-
onen Franken. Der Abrech-

Million Franken niedriger aus 
als im Vorjahr. Die Gemeinden 
haben vom Gesamtbetrag die 
Hälfte zu übernehmen, also 
rund 1,9 Millionen Franken. 
Die Zustimmung des Landrats 
erfolgte am Donnerstag ein-
stimmig. SDA

Susanne Strub 
angelobt
LIESTAL. Mit der Anlobung von 

-
gen hat eine vierte Frau in der 
SVP-Fraktion Einsitz genom-
men. Strub ersetzt im Wahl-
kreis Sissach den zurückgetre-
tenen Ernst Wüthrich.

landrat
Berichterstattung aus
dem Baselbieter Parlament

Die Parlamentsreform harzt
Der Landrat weist das Herzstück an die Kommission zurück

THOMAS GUBLER

Nach über zweistündiger Bera-
tung hat der Landrat bei der 
Parlamentsreform gestern nur 
organisatorische Massnahmen 
gutgeheissen. Abgelehnt 
wurde dagegen eine Kommis-
sion für Aussenbeziehungen.

Von Aufbruchstimmung war 
wenig zu spüren, als der Landrat 
gestern die Umsetzung einer Par-
lamentsreform in Angri! nahm. 
Mit 46 gegen 33 Stimmen, bei ei-
ner Enthaltung, trat das Kantons-
parlament schon nur lustlos auf 
die Vorlage ein, die auf ein Ver-
fahrenspostulat von CVP-Frakti-
onschefin Elisabeth Schneider-
Schneiter vom 21. Februar 2008 
zurückgeht. Und dann wurde 
gleich das Herzstück, die Schaf-
fung eines selbstständigen, von 
der Regierung unabhängigen Par-
lamentsdienstes, gleich mit 70 zu 
sieben Stimmen zur Neubearbei-
tung an die Kommission zurück-
gewiesen.

Die Spezialkommission Parla-
ment und Verwaltung unter dem 
Präsidium von SVP-Landrat Peter 
Brodbeck soll zuerst abklären, 
welche Vorteile ein unabhängiger 
Parlamentsdienst bringt, was die-
ser kostet und ob dieser wirklich 
zu einer Stärkung des Parlaments 
beiträgt. Zuvor war deutlich ge-
worden, dass eine Änderung des 
heutigen Systems mit einer Lan-
deskanzlei unter Landschreiber 
Walter Mundschin als Scharnier-
stelle zwischen Parlament und 
Regierung im Landrat äusserst 
umstritten ist. Thomas de Cour-
ten etwa erklärte, er habe den 
Sinn dieser Reform nie begri!en. 
«Unser Parlament funktioniert 
gut und reibungslos. Und das ha-
ben wir nicht zuletzt der Landes-
kanzlei zu verdanken», sagte der 

SVP-Fraktionschef. Auch Regie-
rungspräsident Urs Wüthrich  
äusserte sich ablehnend zu einem 
Systemwechsel. Zu den vehemen-
testen Befürwortern gehörte da-
gegen Postulantin Elisabeth 
Schneider, die in der geplanten 
Stabsstelle ein wirksames Mittel 
sieht, um das Parlament gegen-
über der Exekutive zu stärken.

GESCHÄFTSLEITUNG. Gutgeheis-
sen wurden dagegen vier eher 
zweitrangige, technische Mass-
nahmen. So soll der Landrat ein 
zweites Vizepräsidium und eine 
Geschäftsleitung, bestehend aus 
dem Präsidium, den beiden Vize-
präsidien und den Fraktionschefs, 
erhalten. Beide Massnahmen pas-
sierten mit 41 zu 32, beziehungs-
weise 45 zu 34 Stimmen, aber re-
lativ knapp. Deutlicher gutgeheis-
sen wurden mit 59 zu 11 die Ein-
führung einer Frist von drei Mo-
naten für die Beantwortung von 
Interpellationen und mit 53 ge-
gen 15 eine 30-minütige Frage-
stunde in jeder Landratssitzung.

Klar abgelehnt wurde dage-
gen der Antrag, eine Kommission 
für Aussenbeziehungen zu schaf-
fen. Dieses von Thomas de Cour-
ten als «Aperokommission» be-
zeichnete Gremium scheiterte 
mit 52 zu 18 Stimmen überaus 
deutlich. Vor allem von linker Sei-
te bekämpft wurde der Antrag, 
die Bau- und Planungskommissi-
on sowie die Umwelt- und Ener-
giekommission zu vereinen. «Eine 
solche Riesenkommission trägt 
nicht zur Stärkung des Parlaments 
bei», sagte Thomas Bühler (SP). 
Der Landrat folgte ihm mit 48 zu 
27 Stimmen. Die Reformdebatte 
wird an der nächsten Sitzung fort-
gesetzt. 

Es fehlt am 
Reformwillen
THOMAS GUBLER

kommentar

Dieses Parlament 
spürt wenig Lust, an 
seiner derzeitigen 
Situation etwas zu 
ändern. Unmotiviert 
– so lässt sich die 

Landratsdebatte zur gestrigen 
Parlamentsreform am ehesten 
beschreiben. Ja, die Landrätin-
nen und Landräte sind sich nicht 
einmal über den Reformbedarf 
einig. Ist man nun überlastet oder 
ist man es nicht? So trat eine 
Mehrheit zwar auf das Reform-
vorhaben ein, um dann aber 
gleichwohl alle namhaften Ände-
rungen zu torpedieren oder 
zumindest zu verzögern.
Nach der gestrigen Darbietung 
wäre es jedenfalls keine Über-
raschung, wenn von dieser  
Parlamentsreform am Schluss so 
wenig übrig bleibt, dass sie den 
Namen nicht mehr verdient. 
Aber vielleicht ist man ja mit 
Landschreiber Walter Mundschin 
tatsächlich so zufrieden, dass 
man am derzeitigen System 
nichts ändern möchte. 
Nur: Auch Mundschin bleibt nicht 
ewig im Amt.

thomas.gubler@baz.ch

St.-Jakob-Arena darf weiterhin 
Sexmesse Extasia beherbergen
Die Evangelische Allianz Basel blitzt mit ihrer Petition ab

STEFAN GYR

Unmut über das Tramprovisorium
3,5 Millionen für neue Schienen an der Baslerstrasse in Allschwil

Der Landrat lehnte ein Verbot der Ero-
tikmesse in Basel ab. Die EVP warf 
dem Parlament Mutlosigkeit vor.

Nach der Sexmesse Exstasia in der  
St.-Jakob-Arena reichte die Evangelische 
Allianz Basel eine Petition an den Landrat 
mit 6871 Unterschriften ein – Forderung: 
Die Erotikmesse in der St.-Jakob-Arena 
und der Aushang sexistischer Plakate soll-
ten verboten werden. Doch die Petitions-
kommission winkte ab: Sie beantragte dem 
Landrat lediglich, die Bittschrift zur Kennt-
nis zu nehmen und zur Kenntnisnahme an 
den Regierungsrat zu überweisen.

Für Messen gelte nach Bundesrecht 
keine Bewilligungspflicht, und nach der 
Überzeugung der Kommission sei es nicht 
am Landrat, auf den Hallenvermieter Ba-
sel United Einfluss zu nehmen, sagte Prä-
sidentin Agathe Schuler (CVP). Die Rege-
lung des Plakataushangs sei Sache der 
Gemeinden. Die kantonale Verordnung 
sehe nur Verbote zum Schutz der Ver-

kehrssicherheit oder des Orts- und Land-
schaftsbilds vor. Den Gemeinden stehe es 
aber frei, Vorschriften zu erlassen, die 
über die Verordnung hinausgehen.

AUFRUF AN GEMEINDEN. Es sei an den Ge-
meinden, die Reglemente zu ändern, er-
klärte Christa Oestreicher (FDP). Stephan 
Grossenbacher (Grüne) rief die Gemein-
den auf, die Reglemente anzupassen, um 
der Diskriminierung von Frauen Einhalt 
zu gebieten. Im Einzelfall sei es schwierig 
zu bestimmen, ob ein Plakat die Grenzen 
unzulässiger sexistischer Darstellungen 
erreiche, sagte Bruno Baumann (SP).

Die EVP-Sprecherinnen Elisabeth 
Augstburger und Sara Fritz warfen dem 
Landrat Mutlosigkeit vor. Es sei eine 
«Sankt-Florians-Politik», wenn die Ver-
antwortung auf die Gemeinden abgescho-
ben werde. Auch wenn die Gemeinden 
zuständig seien, könnte der Kanton ihnen 
Empfehlungen abgeben.

FEHLENDE KOORDINATION. Der Landrat 
hat einem Kredit über 3,5 Millionen Fran-
ken für die Instandstellung der Tramgleise 
an der Baslerstrasse in Allschwil mit 66 Ja- 
gegen drei Neinstimmen zugestimmt. In 
der Debatte wurde aber Kritik an der Bau-
direktion laut, weil Teile der Schienen 
wieder herausgerissen werden müssen, 
wenn vermutlich ab 2014 die Gesamtsa-
nierung dieser Allschwiler Hauptachse 
ansteht: Grund ist, dass die genaue Lage 
des Tramtrassees in der neu gestalteten 
Baslerstrasse noch nicht feststeht.

Das Alter der Schienen – sie wurden 
1956 verlegt – lasse jetzt aber keinen Wi-
derspruch gegen den Kredit zu, sagte 
Martin Rüegg (SP). Auch in der Vorlage 
heisst es, das Trassee sei in «besorgniser-

regendem Zustand». Rüegg, aber auch die 
beiden Allschwiler Landräte Felix Keller 
(CVP) und Simon Trinkler (Grüne) beton-
ten, das Problem liege nicht bei den BVB. 
Hintergrund der unglücklichen Verzöge-
rung bei der Sanierung der Baslerstrasse  
sei das Nein von Baudirektor Jörg Krähen-
bühl (SVP) zu einer Kaphaltestelle in Rei-
nach, so Rüegg – dies habe auch eine Neu-
planung in Allschwil nach sich gezogen. 
Der Unmut von Petra Schmidt (FDP) hin-
gegen hat seine Ursache in einer «unglück-
lichen Koordination zwischen Kanton, 
Gemeinde und BVB». Und Urs Hess (SVP) 
verwahrte sich gegen «Schimpfis» für die 
Baudirektion – er forderte, dass Baselbie-
ter Unternehmen bei den Gleisarbeiten 
angemessen berücksichtigt werden. gs
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